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2034.6-F

Ausübung von Befugnissen in  
Personalangelegenheiten der Arbeitnehmerinnen  

und Arbeitnehmer im Geschäftsbereich  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen  

(AusBeAnVV-FM)

Bekanntmachung  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 22. August 2012 Az.: 25 - P 1400 FV - 18 930/12 

1. Einstellung, Kündigung, Höhergruppierung

Die Befugnis zur Einstellung, Kündigung, Höhergrup-
pierung, Rückgruppierung, Änderung des Arbeitsver-
trages und ausnahmsweisen Weiterbeschäftigung über 
die Altersgrenze hinaus wird ausgeübt von

a) – dem Bayerischen Landesamt für Steuern,
 – der Landesfinanzschule Bayern,
 – den Finanzämtern,
 – den Finanzgerichten,
 – dem Landesamt für Finanzen,
 – der Staatlichen Kurverwaltung Bad Brückenau, 
 –  dem Landesamt für Vermessung und Geoinfor-

mation,
 – den Vermessungsämtern,
 – dem Bayerischen Hauptmünzamt,
 – der Staatlichen Lotterieverwaltung,
 –  der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 

und Rechtspflege in Bayern und
 – der Immobilien Freistaat Bayern

  für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Dienststelle;

b)  den Außenverwaltungen und Außenstellen der 
Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser, 
Gärten und Seen

  für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Dienststelle bis einschließlich Entgeltgruppe 6  
TV-L;

c)  der Hauptverwaltung der Bayerischen Verwaltung 
der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen

  für die übrigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ihres Dienstbereichs.

2. Abordnung, Versetzung, Nebentätigkeit, Annahme 
von Belohnungen, Geschenken oder sonstigen Vor-
teilen

Die Befugnis zur Abordnung und Versetzung inner-
halb des Geschäftsbereichs des Staatsministeriums der 
Finanzen und in den Geschäftsbereich einer anderen 
obersten Dienstbehörde des Freistaates Bayern wird 
ausgeübt von

a) – dem Bayerischen Landesamt für Steuern,
 – den Finanzgerichten,
 – dem Landesamt für Finanzen,
 – der Staatlichen Kurverwaltung Bad Brückenau,
 –  dem Landesamt für Vermessung und Geoinfor-

mation,
 – dem Bayerischen Hauptmünzamt,
 – der Staatlichen Lotterieverwaltung,

 –  der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
und Rechtspflege in Bayern und

 – der Immobilien Freistaat Bayern

  für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihres 
Dienstbereichs;

b)  den Außenverwaltungen und Außenstellen der 
Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser, 
Gärten und Seen

  für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Dienststelle bis einschließlich Entgeltgruppe 6 
 TV-L;

c)  der Hauptverwaltung der Bayerischen Verwaltung 
der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen

  für die übrigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ihres Dienstbereichs.

Die vorgenannten Behörden bzw. Staatsbetriebe ent-
scheiden ferner über die Annahme von Belohnungen, 
Geschenken oder sonstigen Vergünstigungen sowie 
über die Untersagung von Nebentätigkeiten.

3. Arbeitsbefreiung und Sonderurlaub

3.1 Für die Freistellung von der Arbeit unter Verzicht auf 
das Entgelt (§ 29 Abs. 3 Satz 2 TV-L) sind

a)  bis zu fünf Arbeitstagen  
die Beschäftigungsdienststellen

b) von mehr als fünf Arbeitstagen 
  die in Nr. 2 genannten Behörden und Staatsbetriebe 

für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihres 
Dienstbereichs zuständig.

3.2 Für die Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung 
des Entgelts sind die für die Beamtinnen und Beam-
ten geltenden Zuständigkeitsregelungen über die Ge-
währung von Dienstbefreiung entsprechend anzuwen-
den.

3.3 Die in Nr. 2 genannten Behörden und Staatsbetriebe 
sind für die Gewährung von Sonderurlaub (§ 28 TV-L) 
und Elternzeit (§§ 15 ff. BEEG) für die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ihres Dienstbereichs zustän-
dig, es sei denn, in vergleichbaren beamtenrechtlichen 
Fällen wäre nach § 18 Abs. 1 Satz 2 UrlV die oberste 
Dienstbehörde zuständig. 

4. Bewilligung und Abrechnung von Trennungsgeld, 
Abrechnung von Umzugskosten- und Reisekosten-
vergütungen

Die §§ 8, 9 und 10 der Verordnung über dienstrechtli-
che Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des Bayeri-
schen Staatsministeriums der Finanzen (ZustV-FM) 
vom 3. Januar 2011 (GVBl S. 31) gelten insoweit für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  entspre-
chend.

5. Bayerische Spielbanken

Die Befugnis zur Einstellung, Kündigung (§ 18 RTV) 
und Höhergruppierung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der Bayerischen Spielbanken obliegt 
der jeweiligen Spielbankleitung. Sie entscheidet fer-
ner über die Annahme von Belohnungen, Geschenken 
oder sonstigen Vorteilen und über die Bewilligung von 
Teilzeitarbeit und Altersteilzeitarbeit (§ 20 RTV). Die 
Spielbankleitung ist zuständig für die Gewährung 

Personalwesen 



FMBl Nr. 10/2012 387

2038.3-F

Konzept zur modularen Qualifizierung in der 
Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, 
fachlicher Schwerpunkt Verwaltungsinformatik  

(VV-FachV-VI)

Bekanntmachung  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 26. Juli 2012 Az.: PE - P 3145 - 008 - 27 565/12

Das Konzept zur modularen Qualifizierung in der Fach-
laufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachlicher 
Schwerpunkt Verwaltungsinformatik, enthält eine nähere 
Ausgestaltung des Art. 20 des Gesetzes über die Leistungs-
laufbahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen Beam-
ten und Beamtinnen (Leistungslaufbahngesetz – LlbG) 
vom 5. August 2010 (GVBl S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), 
zuletzt geändert durch § 10 des Gesetzes vom 30. März 
2012 (GVBl S. 94), sowie der §§ 35 bis 41 der Verordnung 
über den fachlichen Schwerpunkt Verwaltungsinforma-
tik (FachV-VI) vom 24. April 2012 (GVBl S. 159, BayRS  
2038-3-1-6-F).

Laufbahnrecht

1. Zuständigkeit und Verfahren
1Die jeweiligen Ernennungsbehörden sind für die Or-
ganisation und Durchführung der modularen Qualifi-
zierung ihrer Beamtinnen und Beamten zuständig. 2Sie 
können die Organisation und Durchführung einzelner 
Maßnahmen oder Lehrinhalte auf die Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern 
übertragen.
1Die jeweils zuständigen Ernennungsbehörden tragen 
dafür Sorge, dass die vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechend dem jeweiligen Bedarf regelmäßig durchge-
führt werden. 2Dem modularen Aufbau ist dabei Rech-
nung zu tragen. 3Sie unterrichten die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer schriftlich über die – für die jeweiligen 
Ämter gemäß Nr. 4 – zu absolvierenden Maßnahmen 
sowie deren Terminierung. 4Beamtinnen und Beamten, 
die an der modularen Qualifizierung nicht teilnehmen 
oder den Beginn der modularen Qualifizierung oder 
einzelner Maßnahmen verschieben möchten, haben 
dies schriftlich gegenüber ihrer jeweils zuständigen 
Ernennungsbehörde zu erklären.

2. Teilnahme

Beamtinnen und Beamte können an der modularen 
Qualifizierung teilnehmen, wenn sie in der letzten pe-

von Sonderurlaub (§ 16 RTV), Arbeitsbefreiung (§ 17 
RTV) und Elternzeit (§§ 15 ff. BEEG). Außerdem ist die 
Spielbankleitung zuständig für die Bewilligung und 
Abrechnung der Umzugskostenpauschale (§ 3 ZTV) 
und der Reisekostenvergütungen (§ 7 Abs. 5 GTV).

Bei ihren Entscheidungen hat die Spielbankleitung 
den Genehmigungsvorbehalt des § 4 Abs. 1 der Be-
triebssatzung für die Spielbanken im Freistaat Bayern 
zu beachten.

Die Befugnisse zur Rückgruppierung, Abordnung und 
Versetzung (§ 5 RTV) der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der Bayerischen Spielbanken sowie 
die Genehmigung von Nebenbeschäftigungen bzw. 
Nebentätigkeiten (§ 4 RTV) und die Gewährung von 
Vorschüssen (§ 7 Abs. 2 GTV) sind der Staatlichen Lot-
terieverwaltung vorbehalten.

6. Staatliches Hofbräuhaus München

Die Ausübung der Personalbefugnisse für die Beschäf-
tigten des Staatlichen Hofbräuhauses in München 
wird von der Direktorin/von dem Direktor ausgeübt. 
Sie/Er ist befugt zur Einstellung, Kündigung, Ein- und 
Umgruppierung sowie für (sonstige) Änderungen des 
Arbeitsvertrages der Beschäftigten. Die Direktorin/
der Direktor entscheidet ferner über die Annahme von 
Belohnungen, Geschenken oder sonstigen Vergünsti-
gungen und über die Bewilligung von Teilzeitarbeit 
und Altersteilzeitarbeit sowie Elternzeit (§§ 15 BEEG). 
Außerdem ist sie/er zuständig für die Bewilligung 
und Abrechnung von Trennungsgeld, die Zusage und 
Abrechnung der Umzugskostenvergütung sowie die 
Genehmigung und Abrechnung von Dienst- und Fort-
bildungsreisen.

7. Ehrung von Arbeitsjubilaren

Die nach § 6 Abs. 1 der Bekanntmachung des Baye-
rischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung über die Ehrung von Arbeitsjubilaren vom 
1. Juli 1988 (AllMBl S. 735, StAnz Nr. 34) der obersten 
Dienstbehörde zustehende Befugnis, Arbeitsjubilare 
ihres Geschäftsbereichs für die Verleihung einer Eh-
renurkunde vorzuschlagen, wird übertragen

a)  den in Nr. 1 genannten Dienststellen und Verwal-
tungen;

b)  den Staatsbetrieben des Freistaates Bayern, soweit 
das Staatsministerium der Finanzen oberste Auf-
sichtsbehörde ist.

8. Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten

Für Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten 
sind die für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
geltenden Zuständigkeitsregelungen entsprechend 
anzuwenden.

9. Staatsbetriebe

Die Ausübung der Personalbefugnisse hinsichtlich der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Staatsbe-
trieben richtet sich im Übrigen nach den für diesen 
Bereich jeweils geltenden besonderen Bestimmungen 
(z. B. Geschäftsordnung, Dienstanweisung etc.).

10. Schlussbestimmungen

Diese Bekanntmachung tritt am 1. September 2012 
in Kraft. Mit Ablauf des 31. August 2012 tritt die Be-
kanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
der Finanzen vom 7. November 2006 (FMBl S. 218) 
außer Kraft. 

L a z i k  
Ministerialdirektor 
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4. Nachweis der Teilnahme
1Das Ergebnis der mündlichen Prüfung nach § 39 
Abs. 1 in Verbindung mit § 40 Abs. 1 bis 4 FachV-VI ist 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern im Anschluss 
an die Prüfung mündlich mitzuteilen. 2Eine nicht er-
folgreiche Teilnahme ist von den Prüferinnen bzw. 
Prüfern schriftlich zu begründen und durch die nach 
§ 35 Satz 1 FachV-VI zuständige Behörde der Teilneh-
merin bzw. dem Teilnehmer mitzuteilen.
1Die Bescheinigung über die erfolgreiche Teilnahme 
(§ 39 Abs. 2 in Verbindung mit § 40 Abs. 5 FachV-VI) 
ist den Teilnehmerinnen und Teilnehmern spätestens 
vier Wochen nach Abschluss der jeweiligen Maßnah-
me zu übermitteln. 2Im Falle einer nicht erfolgreichen 
Teilnahme gilt das Gleiche wie bei einer nicht erfolg-
reichen Prüfung.
1Die nach § 35 Satz 1 FachV-VI zuständige Behörde 
stellt den erfolgreichen Abschluss der modularen Qua-
lifizierung fest, § 40 Abs. 6 FachV-VI. 2Die Feststellung 
über den erfolgreichen Abschluss ist eine Vorausset-
zung für Beförderungen in ein Amt ab A 14 (Art. 17 
Abs. 6 Satz 1 LlbG).

5. Beteiligung und Genehmigung

5.1 Beteiligung

Bei der Erstellung dieses Konzepts sind beteiligt wor-
den:

–  der Hauptpersonalrat beim Staatsministerium der 
Finanzen gemäß Art. 76 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 7 und 8 
BayPVG,

–  die Hauptschwerbehindertenvertretung beim 
Staatsministerium der Finanzen gemäß § 95 Abs. 2 
SGB IX,

–  die Gleichstellungsbeauftragte beim Staatsministe-
rium der Finanzen gemäß Art. 18 Abs. 2 BayGlG.

5.2 Genehmigung

Der Landespersonalausschuss hat dieses Konzept 
 gemäß Art. 20 Abs. 3 Satz 1 LlbG genehmigt.

6. Geltung

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 2011 in Kraft.

Dr. B au e r  
Ministerialdirektor
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riodischen Beurteilung, die nicht länger als vier Jahre 
zurück liegen darf, eine positive Feststellung gemäß 
Art. 58 Abs. 5 Nr. 2 LlbG erhalten (Art. 20 Abs. 4 LlbG) 
und mindestens ein Amt der der Besoldungsgruppe 
A 11 erreicht haben.

3. Anzahl, Inhalt und Dauer der Maßnahmen
1Die folgende Übersicht enthält die nähere Ausgestal-
tung des § 38 FachV-VI. 2Darüber hinaus wird geregelt, 
in welchen Ämtern die Teilnahme an den jeweiligen 
Modulen frühestens möglich ist.

Modulare Qualifizierung für Ämter ab Besoldungs-
gruppe A 14 (mQ14)

Frühestens 
absolvierbar 
in einem 
Amt der 
BesGr

Inhalt der 
Maßnahme

Dauer der 
Maßnah-
me (Un-
terrichts-
einheiten 
zu je 45 
Min.)

Abschluss 
der Maßnah-
me

A 13 Rechtliche 
Methoden-
kompetenz 
ausgerich-
tet an der 
Praxis in 
den jeweili-
gen Ernen-
nungsbe-
hörden 

30 UE FB 
Steuer  
34 UE FB 
AIV

Mündliche 
Prüfung

A 11, A 12 
oder A 13 

Verwal-
tungs- 
manage-
ment, 
Haushalts- 
und Dienst-
recht 

32 UE Bescheini-
gung der 
erfolgreichen 
Teilnahme

A 11, A 12 
oder A 13 

Verfahren 
IuK, Orga-
nisation, 
Controlling

30 UE Bescheini-
gung der 
erfolgreichen 
Teilnahme

A 13
Beamtinnen 
und Beamte, 
die bereits 
Führungs-
aufgaben 
innehaben, 
müssen eine 
mindestens 
sechs-
monatige 
erfolgreiche 
Bewährung 
als Füh-
rungskraft 
nachweisen.

Vertiefung 
Führungs-
kompetenz 
als Füh-
rungswork-
shop

32 UE Bescheini-
gung der 
erfolgreichen 
Teilnahme
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